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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden 

Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. stellt fest, dass bei der konkreten Umsetzung der Artikel 290 und 291 des Vertrags von 

Lissabon erhebliche Fortschritte erzielt wurden und weist darauf hin, dass der 

Entscheidung zwischen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten bei 

interinstitutionellen Verhandlungen zunehmend Bedeutung beigemessen wird; 

2. weist mit Nachdruck darauf hin, dass das Parlament weiterhin eindringlich darauf 

verweisen sollte, dass politisch sensible Themen, die den Basisrechtsakt ergänzen 

könnten, nicht im Wege von Durchführungsrechtsakten behandelt werden dürfen, da dies 

sich negativ auf das Kontrollrecht des Europäischen Parlaments auswirken würde, auch 

wenn die Mitgesetzgeber nicht immer das gleiche Verständnis in Bezug auf die 

wesentlichen Elemente beider Arten von Akten haben; 

3. unterstreicht die zunehmenden Schwierigkeiten des Parlaments in Bezug auf 

Verhandlungen mit dem Rat aufgrund der mangelnden Bereitschaft des Rates, die 

Anwendung von delegierten Rechtsakten in Betracht zu ziehen, und der Tatsache, dass die 

Möglichkeit, alle erforderlichen Elemente in den Basisrechtsakt einzufügen und nur 

Durchführungsrechtsakte zuzulassen, zwar rechtlich einwandfrei ist, in manchen Fällen 

jedoch sehr schwer umzusetzen sein könnte, beispielsweise in Sektoren, in denen sich 

Technologien noch in der Entwicklungsphase befinden; weist zudem darauf hin, dass 

dieser Ansatz zu einer Gesetzgebung führen könnte, die nicht im Einklang mit den 

Grundsätzen guter Rechtsvorschriften in der EU steht; 

4. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Einstufung von Informationen in bestimmte 

Tätigkeitsbereiche nicht das Recht des Parlaments zur Kontrolle von delegierten 

Rechtsakten beeinträchtigen darf; stellt fest, dass, wenn solche Informationen Gegenstand 

eines delegierten Rechtsakts sind, die notwendigen Vorkehrungen, mit denen die 

Mitglieder Zugang erhalten, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften getroffen 

werden sollten; 

5. betont, dass Fragen, die auf den ersten Blick technischer Natur zu sein scheinen, in vielen 

Rechtsbereichen, wie etwa der Energie oder den Informations- und 

Kommunikationstechnologien, politische Entscheidungen mit weitreichenden Folgen nach 

sich ziehen können; unterstreicht daher, dass dem Parlament zur Gewährleistung der 

demokratischen Legitimität im gesamten EU-Rechtsetzungsprozess das nötige Fachwissen 

zur eigenständigen Wahrnehmung seiner Kontrollbefugnisse zur Verfügung gestellt 

werden sollte; 

6. ist der Auffassung, dass erhebliche Fortschritte dabei erzielt wurden, eine rasche 

Weiterleitung der delegierten Rechtsakte an die federführenden Ausschüsse zu 

gewährleisten, was sich wiederum positiv auf die Wahrnehmung des Kontrollrechts durch 

die Mitglieder ausgewirkt hat; 

7. ist der Auffassung, dass die Weiterleitung delegierter Rechtsakte an die Mitglieder im 
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Wege eines Mitteilungsblattes die Kontrolle solcher Rechtsakte erleichtert und es den 

Mitgliedern ermöglicht, rechtzeitig mögliche Einwände zu erheben; 

8. stellt mit Besorgnis fest, dass die Sachverständigen des Parlaments nicht systematisch zu 

vorbereitenden Sitzungen über delegierte Rechtsakte eingeladen werden; fordert die 

Kommission auf, weitere Schritte in dieser Hinsicht zu unternehmen und das Parlament 

weiterhin über den geplanten Zeitplan für die Annahme solcher Rechtsakte zu 

informieren; 

9. begrüßt, dass die Sachverständigen der Kommission für eine Teilnahme an den 

Informationssitzungen mit den Mitgliedern zur Verfügung stehen, da die Organisation 

solcher Sitzungen geraume Zeit vor der Annahme der delegierten Rechtsakte besonders 

sinnvoll ist, um wichtige Aspekte solcher Rechtsakte zu klären und die Bemühungen des 

Parlaments um eine endgültige Zustimmung zu erleichtern. 

10. nimmt zur Kenntnis, dass delegierte Rechtsakte im Rahmen von Rechtsakten erheblich 

mehr Möglichkeiten bieten; zeigt sich besorgt darüber, dass das Parlament nicht über eine 

ausreichende Zahl von Beamten verfügt, damit es seine politischen Zuständigkeiten im 

Bereich der Kontrolle der der Kommission gewährten Befugnisübertragung umfassend 

ausüben kann, insbesondere, um Einwände innerhalb der im Basisrechtsakt festgelegten 

Frist zu erheben; fordert sowohl eine quantitative als auch eine qualitative Überprüfung 

des Personals, das das Europäische Parlament benötigt, um seiner Verantwortung als 

Mitgesetzgeber angemessen gerecht zu werden. 
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ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS 

Datum der Annahme 18.9.2013    

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

51 

0 

0 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

Amelia Andersdotter, Josefa Andrés Barea, Zigmantas Balčytis, Ivo 

Belet, Bendt Bendtsen, Fabrizio Bertot, Jan Březina, Maria Da Graça 

Carvalho, Giles Chichester, Jürgen Creutzmann, Pilar del Castillo Vera, 

Christian Ehler, Adam Gierek, Norbert Glante, András Gyürk, Edit 

Herczog, Romana Jordan, Krišjānis Kariņš, Lena Kolarska-Bobińska, 

Philippe Lamberts, Marisa Matias, Angelika Niebler, Jaroslav Paška, 

Aldo Patriciello, Herbert Reul, Michèle Rivasi, Paul Rübig, Francisco 

Sosa Wagner, Konrad Szymański, Patrizia Toia, Catherine Trautmann, 

Ioannis A. Tsoukalas, Claude Turmes, Vladimir Urutchev, Adina-Ioana 

Vălean, Alejo Vidal-Quadras 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

Maria Badia i Cutchet, Antonio Cancian, Yves Cochet, António 

Fernando Correia de Campos, Ioan Enciu, Elisabetta Gardini, Jolanta 

Emilia Hibner, Seán Kelly, Bernd Lange, Corinne Lepage, Marian-Jean 

Marinescu, Mario Pirillo 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2) 

María Irigoyen Pérez, Cecilia Wikström, Sabine Wils 

 
 


